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Vorwort 
 
Mit dem vorliegenden Bericht kommt die Kundenbeschwerdestelle beim DSGV ihrer 
Verpflichtung zur Erstellung eines jährlichen Tätigkeitsberichtes nach.  
 
Darüber hinaus veröffentlichen alle Schlichtungsstellen der Sparkassen-Finanzgruppe eine 
gemeinsame Broschüre, in der gruppenweit über die außergerichtliche Beilegung von 
Meinungsverschiedenheiten zwischen Kunden und Sparkassen berichtet wird. In dem 
gemeinsamen Tätigkeitsbericht über die Schlichtung in der Sparkassen-Finanzgruppe 
werden auch Schlichtersprüche der Ombudsmänner des DSGV veröffentlicht, auf deren 
Wiedergabe daher vorliegend verzichtet wird.  
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Die Schlichtungsstelle beim Deutschen Sparkassen- und Giroverband (DSGV) 
 
Die Schlichtungsstelle beim DSGV wurde 2009 eingerichtet. Ihr sind die Sparkassen in 
Bayern, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen und Sachsen-Anhalt sowie die 
Landesbank Berlin AG (einschließlich ihrer Niederlassung Berliner Sparkasse), die 
Hamburger Sparkasse AG, Die Sparkasse Bremen AG, die Sparkasse Bremerhaven und die 
Sparkassen-Kreditpartner GmbH angeschlossen. Eine aktuelle Liste der am Verfahren 
teilnehmenden Institute ist im Anhang abgedruckt.  
 
Kundenbeschwerden über Sparkassen aller anderen Regionen werden in den 
Schlichtungsstellen des jeweiligen regionalen Sparkassen- und Giroverbandes bearbeitet. 
Eine aktuelle Übersicht der regionalen Schlichtungsstellen für Sparkassenkunden befindet 
sich ebenfalls im Anhang.  
 
 
Die Kundenbeschwerdestelle 
 
Der Kundenbeschwerdestelle obliegt – neben der Vorprüfung von Eingaben – die gesamte 
Abwicklung des Schlichtungsverfahrens. Hierzu zählt auch die Beantwortung telefonischer 
Anfragen vor Einleitung und nach Beendigung der Schlichtungsverfahren. 
Rechtsberatungen führt die Kundenbeschwerdestelle hingegen nicht durch.  
 
 
Die Ombudsmänner 
 
Die Schlichtung beim DSGV erfolgt durch unabhängige Ombudsmänner, die an Weisungen 
nicht gebunden sind und sich neutral gegenüber den beiden Parteien verhalten. Sie fällen 
ihre Entscheidungen nach Recht und Gesetz und unter Berücksichtigung von 
Billigkeitserwägungen.  
 
Zu Ombudsmännern für den DSGV wurden berufen: 
 

 Herr Peter Gummer, Präsident des Bayerischen Obersten Landesgerichts a.D., und 
 Herr Dr. h.c. Hans-Joachim Bauer, Präsident des Thüringer Oberlandesgerichts a.D. sowie  
Präsident des Thüringer Verfassungsgerichtshofs a.D. 

 
Neben der von der Verfahrensordnung vorgegebenen fachlichen Qualifikation tragen 
insbesondere die langjährigen beruflichen Erfahrungen der Richterpersönlichkeiten und 
deren individuelles Engagement wesentlich zum Erfolg des Schlichtungsverfahrens bei.  
 

http://www.sparkassen.de/_download_gallery/files/schlichtung_teilnehmende_Institute.pdf
http://www.sparkassen.de/s_finanzgruppe/schlichtungsstelle/vita_gummer.html
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Die Verfahrensgrundsätze 
 
Qualifikation und Unparteilichkeit des Ombudsmannes 
Die Ombudsmänner müssen die Befähigung zum Richteramt haben. Sie sind in ihrer 
Eigenschaft als Schlichter unabhängig und nicht an Weisungen gebunden. Die 
Ombudsmänner werden für die Dauer von drei Jahren bestellt und können nicht ohne 
hinreichenden Grund ihres Amtes enthoben werden.  
 
Verfahrensfairness 
Alle eingereichten Unterlagen werden der gegnerischen Partei zur Kenntnis gebracht, so 
dass beide Parteien in der Lage sind, zum Vorbringen der Gegenpartei zur Sach- und 
Rechtslage Stellung zu nehmen (kontradiktorische Verfahrensweise). 
 
Vertraulichkeit 
Die Ombudsmänner und die Mitarbeiter der Kundenbeschwerdestelle sind gegenüber 
Dritten zur Verschwiegenheit über alle die Parteien betreffenden Tatsachen und Wertungen 
verpflichtet, von denen sie im Rahmen des Schlichtungsverfahrens Kenntnis erlangen. 
 
Kosten 
Das Schlichtungsverfahren ist für den Kunden kostenfrei. Er hat lediglich seine eigenen 
Auslagen und ggf. die Kosten seiner Vertretung zu tragen. 
 
Verjährungshemmung 
Für die Dauer des Schlichtungsverfahrens (Vorprüfungsverfahren einschließlich der 
Schlichtung vor dem Ombudsmann) ist die Verjährung für Ansprüche, die Gegenstand des 
Verfahrens sind, gehemmt. 
 
 
Der Verfahrensablauf 
 
Sowohl Privat- als auch Firmenkunden können sich bei Meinungsverschiedenheiten mit 
ihrer Sparkasse im Zusammenhang mit sämtlichen von dem Institut angebotenen 
Produkten und Dienstleistungen an den Ombudsmann wenden. Darüber hinaus kann das 
Verfahren auch durchgeführt werden, wenn einer Privatperson die Einrichtung eines 
Girokontos auf Guthabenbasis (sog. „Girokonto für jedermann“) verweigert worden ist. 
 
Eine Schlichtung ist dagegen nicht möglich, wenn sich bereits ein Gericht oder eine andere 
außergerichtliche Schlichtungsstelle mit dem Vorgang beschäftigt (hat) oder wenn der 
Anspruch bereits verjährt ist und sich das Institut auf Verjährung beruft. Eine Schlichtung 
kann auch dann nicht erfolgen, wenn der streitige Sachverhalt nur durch die Anhörung von 
Zeugen oder Sachverständigen ermittelt werden kann. Darüber hinaus sollen die 
Ombudsmänner die Schlichtung ablehnen, wenn der Schlichtungsvorschlag die 
Entscheidung über eine in der höchstrichterlichen Rechtsprechung noch nicht entschiedene 
Grundsatzfrage erfordert. 
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Die Beschwerden sind schriftlich unter kurzer Schilderung des Sachverhaltes und unter 
Beifügung der zum Verständnis des Vorganges notwendigen Unterlagen an die 
Kundenbeschwerdestelle beim DSGV zu richten. Die Kontaktdaten befinden sich am Ende 
des Berichts. 
 
Ist die Beschwerde zulässig, wird eine Stellungnahme des betroffenen Instituts eingeholt. 
Die Stellungnahme des Instituts wird dem Beschwerdeführer mit der Anheimgabe 
zugeleitet, sich hierzu zu äußern.  
 
Sofern das Institut der Beschwerde nicht abhilft oder diese sich nicht in sonstiger Weise 
erledigt, wird sie dem nach dem Geschäftsverteilungsplan zuständigen Ombudsmann 
vorgelegt. Der Ombudsmann prüft den Vorgang und unterbreitet auf der Grundlage der 
gesetzlichen Bestimmungen und unter Berücksichtigung von Billigkeitserwägungen einen 
schriftlichen Schlichtungsvorschlag. Der Schlichtungsvorschlag ist weder für den Kunden 
noch für das Institut bindend. 
 
Rechtsnachteile hat der Kunde nicht zu befürchten: Ist er mit dem Schlichtungsvorschlag 
des Ombudsmannes nicht einverstanden, kann er nach wie vor die ordentlichen Gerichte 
anrufen. Ferner gilt für die Dauer des Schlichtungsverfahrens die Verjährung für etwaige 
Ansprüche des Beschwerdeführers, die Gegenstand des Verfahrens sind, als gehemmt. 
 
Einzelheiten zum Verfahrensablauf sind in der vom Bundesministerium der Justiz 
genehmigten Verfahrensordnung, die im Anhang abgedruckt ist, geregelt.  
 
 
Der Bericht 
 
Im Berichtszeitraum 2011 gingen in der Kundenbeschwerdestelle beim DSGV – neben 
zahlreichen telefonischen Anfragen – insgesamt 1.307 schriftliche Eingaben ein. Davon 
wurden 361 Beschwerden vom DSGV, der nach außen als zentraler Ansprechpartner für 
Beschwerden von Sparkassenkunden auftritt, an die zuständige regionale Schlichtungs-
stelle der Sparkassen-Finanzgruppe weitergeleitet. 23 Beschwerden richteten sich gegen 
Institute, die nicht am Schlichtungssystem der Sparkassen-Finanzgruppe teilnehmen, und 
wurden daher der jeweils zuständigen Schlichtungsstelle der Deutschen Kreditwirtschaft 
zugeleitet; Beschwerdeführer, die sich über ein Versicherungsunternehmen beschwerten, 
wurden hingegen an den Versicherungsombudsmann e.V. verwiesen. In 37 Fällen wurde die 
Kundenbeschwerdestelle um allgemeine Auskünfte gebeten. 
 
Von den 886 Beschwerden, die in die Zuständigkeit der Schlichtungsstelle des DSGV fielen, 
ging allein im Dezember 2011 nahezu ein Fünftel ein. Dieser deutliche Anstieg der 
Beschwerdeeingänge beruhte auf der Befürchtung vieler Beschwerdeführer, dass ihre 
etwaigen Ansprüche infolge der zum 1. Januar 2002 in Kraft getretenen Schuldrechtsreform 
und der seitdem geltenden absoluten kenntnisunabhängigen Verjährungsfrist von zehn 
Jahren verjähren würden.  
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Dennoch konnten bis Ende Juli 2012 nahezu alle im Vorjahr eingeleiteten Verfahren 
abgeschlossen werden; lediglich 5 Verfahren befanden sich zu diesem Zeitpunkt aufgrund 
der Komplexität der Fälle respektive der andauernden Verhandlungen der Beteiligten noch 
in der Bearbeitung. 
 
 
Sachgebiete 
 
Der Schwerpunkt der Beschwerden lag – wie im Vorjahr auch – im Bereich Zahlungsverkehr/ 
Kontoführung. Hierzu gingen insgesamt 46 % der Beschwerden in eigener Zuständigkeit 
ein. Eingeschlossen sind hier Beschwerden von Verbrauchern hinsichtlich der Einrichtung 
oder Fortführung eines sogenannten „Girokontos für jedermann“ mit 9 % aller 
Beschwerden. Am zweithäufigsten beschwerten sich die Kunden über Wertpapiergeschäfte 
(23 %), insbesondere darüber, bei einer seinerzeitigen Anlageberatung nicht anleger- 
und/oder anlagegerecht beraten worden zu sein. Auf den Bereich der Kreditgeschäfte 
entfielen 19 % aller Beschwerden. Spargeschäfte gaben hingegen auch im Jahr 2011 nur zu 
einem geringen Anteil (6 %) Anlass zu Kundenbeschwerden. 
 

Zahlungsverkehr / 
Kontoführung: 
333 Beschwerden 
(37%)

Girokonto für 
jedermann: 
76 Beschwerden (9%)

Wertpapiergeschäfte:
205 Beschwerden 
(23%)

Spargeschäfte: 
55 Beschwerden (6%)

Kreditgeschäfte: 
164 Beschwerden 
(19%)

Bürgschaften: 
8 Beschwerden (1%)

Sonstiges: 
45 Beschwerden (5%)

 
 
Verfahrensausgänge 
 
Von den 881 abgeschlossenen Verfahren wurden 248 von den Beschwerdeführern während 
des Vorprüfungs- oder Schlichtungsverfahrens – vor oder nach der Stellungnahme des 
Instituts – nicht weiterverfolgt oder zurückgezogen. Weitere 68 Beschwerden waren nach 
der Verfahrensordnung unzulässig, beispielsweise weil der Beschwerdegegenstand bereits 
bei einem Gericht anhängig oder der Anspruch zum Zeitpunkt der Anrufung der 
Schlichtungsstelle bereits verjährt war und das betroffene Institut sich auf die Verjährung 
berufen hat. In 44 Streitigkeiten musste der Ombudsmann von einer Schlichtung absehen, 
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weil sich die Sachverhaltsdarstellungen der Beteiligten in einem wesentlichen Punkt 
unvereinbar widersprachen und der Widerspruch im Schlichtungsverfahren – das eine 
Beweisaufnahme durch Einvernahme von Zeugen nicht vorsieht – nicht aufgeklärt werden 
konnte oder weil ein Schlichtungsvorschlag die Entscheidung über eine in der 
höchstrichterlichen Rechtsprechung noch nicht entschiedene Grundsatzfrage erfordert 
hätte.  
 
Von den 521 zulässigen Schlichtungsverfahren endeten 155 Beschwerden zugunsten der 
Beschwerdeführer – entweder weil das Institut der Beschwerde von sich aus stattgab oder 
weil der Ombudsmann einen Schlichtungsvorschlag zugunsten des Beschwerdeführers 
erließ. 147 Streitigkeiten konnten einvernehmlich zwischen den Parteien beigelegt werden; 
in 74 Fällen ohne dass der Ombudsmann tätig werden musste, in 73 Fällen mit Hilfe eines 
vom Ombudsmann unterbreiteten Vergleichsvorschlags. In 52 Verfahren schlug der 
Ombudsmann zwar einen Kompromiss vor, der jedoch entweder vom Beschwerdeführer 
oder von dem Institut nicht angenommen wurde, so dass die Schlichtung letztlich 
scheiterte. 167 Beschwerden wurden von den Ombudsmännern in Ansehung der Sach- und 
Rechtslage als unbegründet zurückgewiesen. 
 

Ausgang aller zulässigen Schlichtungsverfahren
(ohne zurückgezogene und abgewiesene Beschwerden)

zugunsten der 
Institute
32%

Vergleich nicht 
angenommen
10%

Beschwerde 
einvernehmlich 
beigelegt / Vergleich
28%

vollumfänglich 
zugunsten der 
Beschwerdeführer
30%

 
 
Die reinen Zahlen 
 
1. Beschwerdeeingänge 
  
 Eingänge insgesamt 1.307 
 davon 

• Abgabe an zuständige regionale Schlichtungsstelle der S-Finanzgruppe 361 
• Abgabe an anderen zuständigen (ZKA-)Verband 23 
• sonstige schriftlich Anfragen 37 
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• Beschwerden in eigener Zuständigkeit 886 
davon 
• Privatkundengeschäft 857 
• Firmenkundengeschäft 29 

 
2. Sachgebiete 
 (Privat- und Firmenkunden) 
 

• Zahlungsverkehr / Kontoführung (ohne Girokonto für jedermann) 333 
• Wertpapiergeschäfte 205 
• Kreditgeschäfte 164 
• Girokonto für jedermann 76 
• Sparverkehr 55 
• Bürgschaften / Drittsicherheiten 8 
• Sonstiges 45 

 
3. Beendigung der Verfahren 
 
 Beschwerden in eigener Zuständigkeit 886 
 davon 

a) noch in Bearbeitung (Stand Juli 2012) 5 
b) Beschwerde im Vorprüfungsverfahren erledigt 431 

davon 
• Begehren ganz entsprochen 109 
• Einigung erzielt 74 
• Beschwerde nicht weiterverfolgt / zurückgezogen 248 
 davon 

• vor Stellungnahme des Instituts 121 
• nach Stellungnahme des Instituts 127 

 
c) dem Ombudsmann vorgelegte Beschwerden 450 

davon 
• Abweisung wegen Unzulässigkeit (§ 6 Abs. 1, 4 S. 3 i.V.m.  
 § 3 Abs. 1und Abs. 2 S. 1 VerfO) 68 
• Abweisung wegen Beweiserheblichkeit (§ 6 Abs. 4 S. 2 VerfO) 34 
• Abweisung wegen rechtsgrundsätzlicher Bedeutung (§ 3 Abs. 2 S. 2 VerfO) 10 
• Schlichtungsvorschlag (§ 6 Abs. 4 S. 4 VerfO) 338 

davon 
• zugunsten der Beschwerdeführer 46 
• Vergleich angeregt 125 

davon 
• Vorschlag angenommen 73 
• Vorschlag nicht angenommen 52 

• zugunsten des Instituts 167 
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4. Einzelheiten zu den Beschwerden über die Ablehnung der Einrichtung oder 
Fortführung eines Girokontos auf Guthabenbasis (sog. „Girokonto für jedermann“) 

 
 Beschwerden zum Girokonto für jedermann 76 
 davon 
 a) Beschwerde mit Stellungnahme des Instituts abgeholfen  
  (Konto eingerichtet / Kündigung zurückgenommen) 30 
 b) Beschwerde nach Stellungnahme des Instituts vom  
  Beschwerdeführer nicht weiterverfolgt oder zurückgezogen 30 
 c) dem Ombudsmann vorgelegte Beschwerden 16 
 davon 

• Schlichtungsvorschlag zugunsten des Beschwerdeführers 13 
• Schlichtungsvorschlag zugunsten des Instituts 3 

 

Beschwerden zum Girokonto für jedermann

Beschwerde nicht 
weiterverfolgt
39%

zugunsten der 
Institute
4%

zugunsten der 
Beschwerdeführer
57%

 
 
Ausblick 
 
Das Schlichtungsverfahren zur außergerichtlichen Beilegung von Meinungsverschieden-
heiten zwischen den am Schlichtungsverfahren des DSGV teilnehmenden Instituten und 
deren Kunden wird sehr positiv aufgenommen. Dies zeigt sich insbesondere daran, dass 
auch die Beschwerdeführer vermehrt Schlichtersprüche zugunsten der Institute annehmen. 
Die in aller Regel ausführlich begründeten Einschätzungen der unabhängigen Ombuds-
männer führen somit in vielen Fällen zur Wiederherstellung des Vertrauensverhältnisses 
zwischen Kunde und Sparkasse.  



Anhang 
 
 
Am Schlichtungsverfahren des DSGV teilnehmende Institute  
(Stand: 01.01.2012) 
 
 
Bayern (in alphabetischer Reihenfolge) 
 
Stadtsparkasse Aichach 
Sparkasse Allgäu 
Sparkasse Altötting-Mühldorf 
Sparkasse Amberg-Sulzbach 
Vereinigte Sparkassen Stadt und 
Landkreis Ansbach 
Sparkasse Aschaffenburg-Alzenau 
Stadtsparkasse Augsburg 
Kreissparkasse Augsburg 
Sparkasse Bad Kissingen 
Sparkasse Bad Neustadt a. d. Saale 
Sparkasse Bad Tölz-Wolfratshausen 
Sparkasse Bamberg 
Sparkasse Bayreuth 
Sparkasse Berchtesgadener Land 
Sparkasse im Landkreis Cham 
Sparkasse Coburg - Lichtenfels 
Sparkasse Dachau 
Sparkasse Deggendorf 
Kreis- und Stadtsparkasse Dillingen a. d. Donau 
Kreis- und Stadtsparkasse Dinkelsbühl 
Sparkasse Donauwörth 
Sparkasse Eichstätt 
Kreis- und Stadtsparkasse Erding - Dorfen 
Stadt- und Kreissparkasse Erlangen 
Vereinigte Sparkassen Eschenbach i. d. OPf. Neustadt a. d. Waldnaab Vohenstrauß 
Sparkasse Forchheim 
Sparkasse Freising 
Sparkasse Freyung-Grafenau 
Sparkasse Fürstenfeldbruck 
Sparkasse Fürth 
Kreissparkasse Garmisch-Partenkirchen 
Sparkasse Günzburg-Krumbach 
Vereinigte Sparkassen Gunzenhausen 
Sparkasse Hochfranken 
Kreissparkasse Höchstadt a. d. Aisch 
Sparkasse Ingolstadt 
Kreis- und Stadtsparkasse Kaufbeuren 
Kreissparkasse Kelheim 
Sparkasse Kulmbach-Kronach 
Sparkasse Landsberg-Dießen 
Sparkasse Landshut 
Sparkasse Mainfranken Würzburg 
Sparkasse Memmingen-Lindau-Mindelheim 
Kreissparkasse Miesbach-Tegernsee 
Sparkasse Miltenberg-Obernburg 
Sparkasse Mittelfranken-Süd 



Stadt- und Kreissparkasse Moosburg a. d. Isar 
Stadtsparkasse München 
Kreissparkasse München Starnberg Ebersberg 
Sparkasse Neuburg-Rain 
Sparkasse Neumarkt i. d. OPf.-Parsberg 
Sparkasse im Landkreis Neustadt a. d. Aisch-Bad Windsheim 
Sparkasse Neu-Ulm-Illertissen 
Sparkasse Niederbayern-Mitte 
Sparkasse Nördlingen 
Sparkasse Nürnberg 
Sparkasse Oberpfalz Nord 
Sparkasse Ostunterfranken 
Sparkasse Passau 
Sparkasse Pfaffenhofen 
Sparkasse Regensburg 
Sparkasse Regen-Viechtach 
Sparkasse Rosenheim-Bad Aibling 
Sparkasse Rothenburg  
Sparkasse Rottal-Inn 
Kreissparkasse Schongau 
Stadtsparkasse Schrobenhausen 
Sparkasse i. Ldkr. Schwandorf 
Sparkasse Schweinfurt 
Kreissparkasse Traunstein-Trostberg 
Kreis- und Stadtsparkasse Wasserburg am Inn 
Vereinigte Sparkassen i. Ldkr. Weilheim i. OB 

 
 
Berlin 
 
• Landesbank Berlin AG 
 (einschließlich ihrer Niederlassung Berliner Sparkasse) 
• S-Kreditpartner GmbH 
 
 
Brandenburg 
 
Sparkasse Barnim 
Sparkasse Elbe-Elster 
Sparkasse Märkisch-Oderland 
Sparkasse Niederlausitz 
Sparkasse Oder-Spree 
Sparkasse Ostprignitz-Ruppin 
Mittelbrandenburgische Sparkasse in  Potsdam 
Sparkasse Prignitz 
Stadtsparkasse Schwedt 
Sparkasse Spree-Neiße 
Sparkasse  Uckermark 
 



Hanseatische Sparkassen 
 
• Die Sparkasse Bremen AG 
• Sparkasse Bremerhaven 
• Hamburger Sparkasse AG 
 
 
Mecklenburg-Vorpommern 
 
Sparkasse Mecklenburg-Nordwest 
Sparkasse Mecklenburg-Schwerin 
Sparkasse Mecklenburg-Strelitz 
Sparkasse Müritz 
Sparkasse Neubrandenburg-Demmin 
Sparkasse Parchim-Lübz 
OstseeSparkasse Rostock 
Sparkasse Rügen 
Sparkasse  Uecker-Randow 
Sparkasse  Vorpommern 
 
 
Sachsen 
 
Kreissparkasse  Bautzen 
Sparkasse Chemnitz 
Kreissparkasse Döbeln 
Ostsächsische Sparkasse Dresden 
 Erzgebirgssparkasse 
Stadt- und Kreissparkasse Leipzig 
Sparkasse Meißen 
Sparkasse Mittelsachsen 
Sparkasse Muldental 
Sparkasse Oberlausitz-Niederschlesien 
Sparkasse Vogtland 
Sparkasse Zwickau 
 
 
Sachsen-Anhalt 
 
Sparkasse Altmark West 
Kreissparkasse Anhalt-Bitterfeld 
Kreissparkasse Börde 
Sparkasse Burgenlandkreis 
Stadtsparkasse Dessau 
 Harzsparkasse 
Sparkasse Jerichower Land 
Stadtsparkasse Magdeburg 
Sparkasse  Mansfeld-Südharz 
 Saalesparkasse 
 Salzlandsparkasse 
Kreissparkasse Stendal 
Sparkasse  Wittenberg 
 



Regionale Schlichtungsstellen der Sparkassen  
 
 
Baden-Württemberg: 
Sparkassenverband Baden-Württemberg  
- Schlichtungsstelle - 
Am Hauptbahnhof 2 
70173 Stuttgart 
 
 
Hessen und Thüringen: 
Sparkassen- und Giroverband Hessen-Thüringen 
- Schlichtungsstelle - 
Bonifaciusstraße 15 
99084 Erfurt 
 
 
Niedersachsen: 
Sparkassenverband Niedersachsen 
- Schlichtungsstelle - 
Schiffgraben 6 - 8 
30159 Hannover 
 
 
Nordrhein-Westfalen, Landesteil Rheinland: 
Kundenbeschwerdestelle bei dem  
Rheinischen Sparkassen- und Giroverband 
Postfach 10 42 64 
40033 Düsseldorf 
 
 
Nordrhein-Westfalen, Landesteil Westfalen-Lippe: 
Sparkassenverband Westfalen-Lippe 
- Schlichtungsstelle - 
Regina-Protmann-Straße 1 
48159 Münster 
 
 
Rheinland-Pfalz: 
Sparkassenverband Rheinland-Pfalz 
- Schlichtungsstelle - 
Im Wald 1 
55257 Budenheim 
 
 
Saarland: 
Sparkassenverband Saar 
- Schlichtungsstelle -  
Ursulinenstraße 46 
66111 Saarbrücken 
 
 
Schleswig-Holstein: 
Sparkassen- und Giroverband Schleswig-Holstein 
- Schlichtungsstelle - 
Faluner Weg 6 
24109 Kiel 



Verfahrensordnung der Schlichtungsstelle beim Deutschen Sparkassen- und Giroverband  
 
 
Der Deutsche Sparkassen- und Giroverband (DSGV) führt zur außergerichtlichen Schlichtung von Meinungsverschiedenheiten zwischen 
Instituten der Sparkassen-Finanzgruppe und Kunden sowie Nicht-Kunden im Sinne von § 3 Abs. 1 Satz 2 dieser Verfahrensordnung ein 
Schlichtungsverfahren ein. Das Verfahren gilt für die Institute der Sparkassen-Finanzgruppe, die dem Schlichtungsverfahren des DSGV 
angeschlossen sind (im Folgenden „Institut“ bzw. „Institute“ genannt).1

 
 

                                                           
1  Eine Liste der am Verfahren teilnehmenden Institute wird in der Kundenbeschwerdestelle beim DSGV geführt und auf Anfrage zur Verfügung gestellt. 

§ 1 Ombudsmann 
 
(1) Bestellung 
Das Schlichtungsverfahren wird vor einem Ombudsmann 
durchgeführt. Der Ombudsmann wird durch die Verbandslei-
tung des DSGV für die Dauer von drei Jahren bestellt. Seine 
Bestellung kann wiederholt werden. Der Ombudsmann kann 
durch die Verbandsleitung des DSGV von seinem Amt nur 
abberufen werden, wenn  
 
• Tatsachen vorliegen, die eine unabhängige Erledigung der 

Ombudsmanntätigkeit nicht mehr erwarten lassen,  
• er nicht nur vorübergehend an der Wahrnehmung seines 

Amtes gehindert ist oder  
• wenn ein vergleichbar wichtiger Grund vorliegt. 
 
(2) Beteiligung des Verbraucherzentrale Bundesverbandes 

e. V. (vzbv) 
Vor der Bestellung des Ombudsmannes teilt der DSGV dem 
vzbv den Namen und den beruflichen Werdegang der als Om-
budsmann vorgesehenen Person mit. Wenn innerhalb von zwei 
Monaten vom vzbv schriftlich keine Tatsachen vorgetragen 
werden, welche die Qualifikation oder Unparteilichkeit der als 
Ombudsmann vorgesehenen Person in Frage stellen, oder 
erhobene Einwendungen geklärt sind, wird diese zum Om-
budsmann bestellt. 
 
(3) Fachliche Qualifikation 
Der Ombudsmann muss die Befähigung zum Richteramt haben. 
 
(4) Unabhängigkeit 
Der Ombudsmann ist in seiner Funktion als Ombudsmann 
unabhängig und an Weisungen nicht gebunden. Er darf in den 
letzten drei Jahren vor seiner Bestellung nicht beim DSGV, 
einem Regionalverband der Sparkassen-Finanzgruppe oder 
einem Institut der Sparkassen-Finanzgruppe tätig gewesen 
sein. 
 
(5) Bestellung mehrerer Personen 
Zum Ombudsmann können mehrere Personen bestellt werden. 
Die Geschäftsverteilung einschließlich Vertretungsregelung 
legt die Verbandsleitung des DSGV im Einvernehmen mit die-
sen Personen vor jedem Geschäftsjahr fest. Eine Änderung der 
Geschäftsverteilung ist während des Geschäftsjahres nur aus 
besonderem Grund zulässig. Ist nur ein Ombudsmann im Amt, 
muss ein Vertreter bestellt werden. Für diesen gelten die oben 
genannten Bestimmungen entsprechend. 
 
(6) Befangenheit 
Der Ombudsmann darf nicht in Streitfällen tätig werden, an 
deren Abwicklung er selbst beteiligt war. Über diese entschei-
det sein Vertreter. 
 
§ 2 Kundenbeschwerdestelle beim DSGV 
 
Beim DSGV wird eine Kundenbeschwerdestelle eingerichtet. 
Der Kundenbeschwerdestelle obliegt neben der Vorprüfung  
(§ 5) die gesamte Abwicklung des Verfahrens. 
 
§ 3 Zulässigkeit des Schlichtungsverfahrens 
 
(1) Anwendungsbereich 
Eine Schlichtung durch den Ombudsmann ist zulässig bei 
Meinungsverschiedenheiten zwischen einem Kunden und 
einem am Verfahren teilnehmenden Institut über sämtliche von 
diesem Institut angebotenen Produkte und Dienstleistungen. 
Das Schlichtungsverfahren kann auch durchgeführt werden, 

wenn dem Beschwerdeführer entgegen der Empfehlung des 
Zentralen Kreditausschusses (ZKA) die Einrichtung eines Giro-
kontos auf Guthabenbasis („Girokonto für jedermann“) verwei-
gert worden ist. 
 
(2) Ausnahmen 
Eine Schlichtung durch den Ombudsmann ist unzulässig, wenn 
 
a) der Beschwerdegegenstand bereits bei einem Gericht 

anhängig ist, in der Vergangenheit anhängig war oder von 
dem Beschwerdeführer während des Schlichtungsverfah-
rens anhängig gemacht wird; dasselbe gilt, wenn ein An-
trag auf Prozesskostenhilfe zurückgewiesen worden ist, 
weil die beabsichtigte Rechtsverfolgung keine Aussicht 
auf Erfolg bietet oder wenn die Streitigkeit durch außerge-
richtlichen Vergleich beigelegt worden ist; 

 
b) die Angelegenheit bereits Gegenstand eines Schlich-

tungsvorschlages oder eines Schlichtungsverfahrens einer 
Schlichtungsstelle nach § 14 des Unterlassungsklagenge-
setzes oder einer anderen Gütestelle, die Streitbeilegung 
betreibt, ist oder in der Vergangenheit war; dasselbe gilt, 
wenn ein solches Verfahren von dem Beschwerdeführer 
während des Schlichtungsverfahrens anhängig gemacht 
wird; 

 
c) von dem Beschwerdeführer eine Strafanzeige wegen des 

Beschwerdegegenstandes erstattet worden ist oder wäh-
rend des Schlichtungsverfahrens erstattet wird und der 
Beschwerdegegenstand nicht eine Streitigkeit nach § 14 
Abs. 1 des Unterlassungsklagengesetzes betrifft; 

 
d) der Anspruch zum Zeitpunkt der Anrufung des Ombuds-

mannes bereits verjährt war und das Institut sich auf die 
Verjährung beruft. 

 
Der Ombudsmann soll die Schlichtung ablehnen, wenn der 
Schlichtungsvorschlag die Entscheidung über eine in der 
höchstrichterlichen Rechtsprechung noch nicht entschiedene 
Grundsatzfrage erfordert. 
 
§ 4 Einvernehmliche Klärung mit dem Institut 
 
Im Falle einer Meinungsverschiedenheit über einen Geschäfts-
vorfall sollte sich der Beschwerdeführer zunächst an das be-
troffene Institut wenden. Dieses wird versuchen, eine einver-
nehmliche Klärung herbeizuführen. Der Beschwerdeführer 
kann sich jedoch auch unmittelbar an die Beschwerdestelle 
beim DSGV wenden. 
 
§ 5 Vorprüfungsverfahren 
 
(1) Einreichen der Beschwerde 
Beschwerden sind schriftlich unter kurzer Schilderung des 
Sachverhaltes und unter Beifügung der zum Verständnis des 
Vorganges notwendigen Unterlagen an die Kundenbeschwer-
destelle beim DSGV  
 

Deutscher Sparkassen- und Giroverband (DSGV) 
Kundenbeschwerdestelle 
Charlottenstr. 47 
10117 Berlin 

 
zu richten. Der Beschwerdeführer hat zu versichern, dass der 
Beschwerdegegenstand weder bei einem Gericht, noch bei 
einer Schlichtungsstelle nach § 14 des Unterlassungsklagenge-
setzes oder einer anderer Gütestelle, die Streitbeilegung be-



treibt, anhängig ist oder in der Vergangenheit anhängig war, 
dass nicht bereits ein Antrag auf Prozesskostenhilfe zurückge-
wiesen worden ist, weil die beabsichtigte Rechtsverfolgung 
keine Aussicht auf Erfolgt bietet, dass die Streitigkeit nicht 
bereits durch außergerichtlichen Vergleich beigelegt worden 
ist und dass - soweit der Beschwerdegegenstand nicht eine 
Streitigkeit nach § 14 Abs. 1 des Unterlassungsklagengesetzes 
betrifft - von ihm keine Strafanzeige wegen des Beschwerdege-
genstandes erstattet worden ist. 
 
Die Kundenbeschwerdestelle bestätigt schriftlich den Eingang 
der Beschwerde und übersendet dem Beschwerdeführer die 
vorliegende Verfahrensordnung, um ihn über den zukünftigen 
Verfahrensgang zu unterrichten. 
 
(2) Formale Vorprüfung 
Die Kundenbeschwerdestelle stellt fest, ob das betroffene 
Institut dem Schlichtungsverfahren angeschlossen ist. Ist das 
nicht der Fall, gibt sie die Beschwerde bei gleichzeitiger Be-
nachrichtigung des Beschwerdeführers an die zuständige 
Schlichtungsstelle ab. Fehlt es an einer zuständigen Schlich-
tungsstelle, sendet sie die Beschwerde an den Beschwerdefüh-
rer zurück.  
 
Nimmt das betroffene Institut am Schlichtungsverfahren teil, 
prüft die Kundenbeschwerdestelle die Unterlagen und fordert 
den Beschwerdeführer - soweit erforderlich - zur Ergänzung 
auf. Für die Beantwortung setzt sie ihm eine Frist von einem 
Monat. Kommt der Beschwerdeführer innerhalb der gesetzten 
Frist dieser Aufforderung nicht nach oder lässt sich der Ge-
genstand der Beschwerde aus dessen Schilderung und aus den 
beigefügten Unterlagen einschließlich der Stellungnahme des 
Instituts nicht ableiten, kann das Verfahren nicht durchgeführt 
werden; die Kundenbeschwerdestelle teilt dies dem Beschwer-
deführer mit. Das Verfahren ist damit beendet. Es steht dem 
Beschwerdeführer frei, unter Ergänzung und Konkretisierung 
eine neue Beschwerde zu erheben. 
 
§ 6 Schlichtungsverfahren 
 
(1) Prüfung der Zulässigkeit 
Gelangt die Kundenbeschwerdestelle aufgrund der von dem 
Beschwerdeführer eingereichten Unterlagen zu der Auffassung, 
dass die Beschwerde gemäß § 3 dieser Verfahrensordnung 
unzulässig ist, legt sie diese dem Ombudsmann zur Entschei-
dung über die Zulässigkeit vor. Die Kundenbeschwerdestelle 
verfährt ebenso, wenn sich bei der weiteren Behandlung einer 
Beschwerde ein Unzulässigkeitsgrund ergibt. Schließt sich der 
Ombudsmann der Auffassung der Kundenbeschwerdestelle an, 
weist er die Beschwerde durch schriftliche Mitteilung an den 
Beschwerdeführer mit einem entsprechenden Hinweis als 
unzulässig ab. Hält er sie dagegen für zulässig, wird das Verfah-
ren fortgesetzt. 
 
(2) Einholen und Weiterleiten von Stellungnahmen der 

Parteien 
Beschwerden, die nach Einschätzung der Kundenbeschwerde-
stelle zulässig sind oder die durch Entscheidung des Ombuds-
mannes für zulässig befunden werden, sind von der Kundenbe-
schwerdestelle an den Vorstand des von der Beschwerde be-
troffenen Institutes oder an eine von dieser zuvor benannten 
Person oder Stelle weiterzuleiten. Das Institut hat binnen einer 
Frist von einem Monat ab Zugang der Beschwerde zu der Dar-
stellung des Beschwerdeführers Stellung zu nehmen. Auf An-
trag des Instituts kann die Kundenbeschwerdestelle eine Nach-
frist von einem Monat setzen. Der Beschwerdeführer wird 
hierüber informiert. Die Stellungnahme des Instituts wird dem 
Beschwerdeführer durch die Kundenbeschwerdestelle zugelei-
tet. Die Kundenbeschwerdestelle weist den Beschwerdeführer 
darauf hin, dass er die Möglichkeit hat, sich binnen einer Frist 
von einem Monat ab Zugang zu der Stellungnahme zu äußern. 
Fehlen Unterlagen oder Ausführungen, weist sie den Be-
schwerdeführer hierauf hin und gibt ihm in geeigneten Fällen 
Gelegenheit, den Mangel innerhalb eines Monats abzustellen. 
 
(3) Abgabe an den Ombudsmann 
Sofern das Institut der Beschwerde nicht abhilft oder diese 
nicht in sonstiger Weise erledigt, legt die Kundenbeschwerde-

stelle den Vorgang nach Ablauf der in Absatz 2 genannten Frist 
dem Ombudsmann vor. 
 
(4) Verfahren beim Ombudsmann 
Der Ombudsmann kann ergänzende Stellungnahmen der Par-
teien zur Klärung des Sach- und Streitstandes anfordern, wenn 
ihm dies erforderlich erscheint; er kann die Parteien auch 
fernmündlich anhören. Eine Beweisaufnahme führt er nicht 
durch, es sei denn, der Beweis kann durch die Vorlegung von 
Urkunden angetreten werden. Gelangt der Ombudsmann zu 
dem Ergebnis, dass die Beschwerde unzulässig ist, weist er sie 
mit einem entsprechenden Hinweis ab. Ansonsten unterbreitet 
er auf der Grundlage der gesetzlichen Bestimmungen und 
unter Berücksichtigung von Billigkeitserwägungen einen 
Schlichtungsvorschlag. Der Schlichtungsvorschlag ergeht 
schriftlich, enthält eine Begründung und wird den Parteien 
unmittelbar zugeleitet. 
 
Die Parteien werden aufgefordert, binnen einer Frist von sechs 
Wochen schriftlich gegenüber der Kundenbeschwerdestelle 
beim DSGV zu erklären, ob sie den Schlichtungsvorschlag 
annehmen. Gleichzeitig sind sie darauf hinzuweisen, dass sie 
zur Annahme nicht verpflichtet und bei Nichtannahme berech-
tigt sind, die Gerichte anzurufen. Nach Ablauf der Frist teilt die 
Kundenbeschwerdestelle den Parteien das Ergebnis der 
Schlichtung mit. Damit ist das Verfahren abgeschlossen. 
Kommt eine Einigung nicht zustande, erhalten die Parteien auf 
Wunsch eine Mitteilung, die als „Bescheinigung über einen 
erfolglosen Einigungsversuch nach § 15a Abs. 3 Satz 3 des 
Gesetzes betreffend die Einführung der Zivilprozessordnung“ 
zu bezeichnen ist. 
 
(5) Bindungswirkung des Schlichtungsvorschlages 
Der Schlichtungsvorschlag des Ombudsmannes ist weder für 
die Institute noch für den Beschwerdeführer bindend. Beiden 
Parteien steht der Rechtsweg offen. 
 
§ 7 Sonstiges 
 
(1) Hemmung der Verjährung 
Für die Dauer des Schlichtungsverfahrens (Vorprüfungsverfah-
ren einschließlich der Schlichtung vor dem Ombudsmann) gilt 
die Verjährung für Ansprüche, die Gegenstand des Verfahrens 
sind, als gehemmt. 
 
(2) Vertretung 
Es ist den Parteien freigestellt, sich in dem Verfahren vertreten 
zu lassen. 
 
(3) Kosten 
Die Kosten des Schlichtungsverfahrens trägt der DSGV. Jede 
Partei trägt ihre eigenen Kosten und die ihrer Vertretung 
selbst. 
 
(4) Verschwiegenheitspflicht 
Der Ombudsmann, sein Vertreter und die Mitarbeiter der Kun-
denbeschwerdestelle sind gegenüber Dritten zur Verschwie-
genheit über alle die Parteien betreffenden Tatsachen und 
Wertungen verpflichtet, von denen sie im Rahmen eines 
Schlichtungsverfahrens Kenntnis erlangen. 
 
(5) Tätigkeitsbericht 
Die Kundenbeschwerdestelle beim DSGV veröffentlicht einmal 
im Jahr einen Tätigkeitsbericht. 
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